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5 3 1 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 29 Manker Straße im Bereich der
Gemeinden St. Margarethen an der Sierning und Bischofstetten

5 3 2 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 56 Geschriebenstein Straße im Bereich der
Gemeinde Deutsch Schützen-Eisenberg

5 3 3 . Verordnung: Auflassung eines für den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen Abschnittes der
B 66 Gleichenberger Straße sowie teilweise Aufhebung der Verordnung BGBl.
Nr. 99/1975

5 3 4 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 72 Weizer Straße im Bereich der Gemeinden
Baierdorf bei Anger, Naintsch und Koglhof

5 3 5 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 75 Glattjoch Straße im Bereich der
Gemeinde Donnersbach

5 3 6 . Verordnung: Änderung der Verordnung betreffend die Grundausbildung für Stabsoffiziere
537 . Verordnung: Steuerliche Behandlung des grenzüberschreitenden Güterverkehrs auf der Straße im

Verhältnis zu Jugoslawien

531 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 30. Okto-
ber 1989 betreffend die Bestimmung des
Straßenverlaufes der B 29 Manker Straße im
Bereich der Gemeinden St. Margarethen an

der Sierning und Bischofstetten

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 29
Manker Straße wird im Bereich der Gemeinden
St. Margarethen an der Sierning und Bischofstetten
wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 5,35, verläuft sodann westlich der bestehenden
Trasse in gestreckterer Linienführung und bindet
bei km 6,25 wieder in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Niederösterreichischen Landesregierung sowie bei
den Gemeinden St. Margarethen an der Sierning
und Bischofstetten aufliegenden Planunterlagen
(Plan-Nr. B 29/64-88 im Maßstab 1 : 2 000) zu
ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

532. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 31. Okto-
ber 1989 betreffend die Bestimmung des
Straßenverlaufes der B 56 Geschriebenstein
Straße im Bereich der Gemeinde Deutsch

Schützen-Eisenberg

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 56
Geschriebenstein Straße wird im Bereich der
Gemeinde Deutsch - Schützen-Eisenberg wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 40,86 und bindet bei km 41,20 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Burgenländischen Landesregierung sowie bei der
Gemeinde Deutsch Schützen-Eisenberg aufliegen-
den Planunterlagen (Plan-Nr. 988 im Maßstab
1 : 2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel
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533. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 18. Okto-
ber 1989 betreffend die Auflassung eines für
den Durchzugsverkehr entbehrlich geworde-
nen Abschnittes der B 66 Gleichenberger
Straße sowie die teilweise Aufhebung der

Verordnung BGBl. Nr. 99/1975

1. Auf Grund des § 4 Abs. 2 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenteil der B 66 Gleichenberger Straße
von km 40,364 bis km 46,473 wird, soweit er durch
die Umlegung auf den bereits fertiggestellten und
verkehrsübergebenen Teil des — mit Verordnung
vom 22. Jänner 1975, BGBl. Nr. 99, bestimmten —
Abschnittes „Gleichenberg—Puxa" für den Durch-
zugsverkehr entbehrlich wurde, als Bundesstraße
aufgelassen.

2. Die Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 22. Jänner 1975, BGBl.
Nr. 99, im Bereich der Gemeinden Merkendorf,
Stainz bei Straden und Hof bei Straden wird von
km 38,173 bis km 40,364 aufgehoben.

Schüssel

534. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 30. Okto-
ber 1989 betreffend die Bestimmung des
Straßenverlaufes der B 72 Weizer Straße im
Bereich der Gemeinden Baierdorf bei Anger,

Naintsch und Koglhof

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 72
Weizer Straße wird im Bereich der Gemeinden
Baierdorf bei Anger, Naintsch und Koglhof wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 42,80, verläuft sodann in gestreckterer Linien-
führung unter zweimaliger Überbrückung der
Feistritz und bindet bei km 43,90 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Steiermärkischen Landesregierung sowie bei den
Gemeinden Baierdorf bei Anger, Naintsch und
Koglhof aufliegenden Planunterlagen (Plan
Nr. BO-72-10 im Maßstab 1 : 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung Die

Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Durch diese Verordnung wird die Verordnung
des Bundesministers für Bauten und Technik vom
30. Juni 1981, BGBl. Nr. 329, aufgehoben.

Schüssel

535. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 31. Okto-
ber 1989 betreffend die Bestimmung des
Straßenverlaufes der B 75 Glattjoch Straße im

Bereich der Gemeinde Donnersbach

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 75
Glattjoch Straße wird im Bereich der Gemeinde
Donnersbach wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 8,86 und bindet bei km 9,40 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellen-
den Straßentrasse aus den beim Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der
Steiermärkischen Landesregierung sowie bei der
Gemeinde Donnersbach aufliegenden Planunterla-
gen (Plan-Nr. BO-75-13 im Maßstab 1 : 2 880) zu
ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

536. Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 31. Oktober 1989,
mit der die Verordnung betreffend die
Grundausbildung für Stabsoffiziere geändert

wird

Auf Grund der §§ 24 bis 35 und der Anlage 1
Z 15.2 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979,
BGBl. Nr. 333, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Gesundheit und öffentlicher
Dienst verordnet:
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Die Verordnung des Bundesministers für Landes-
verteidigung betreffend die Grundausbildung für
Stabsoffiziere, BGBl. Nr. 165/1978, wird wie folgt
geändert:

Nach § 8 wird folgender § 9 angefügt:

„§ 9. Als erfolgreicher Abschluß der Grundausbil-
dung nach dieser Verordnung gelten:

1. die erfolgreiche Absolvierung des ersten
Studienabschnittes nach der Verordnung des
Bundesministers für Landesverteidigung über
die Generalstabsausbildung, BGBl.
Nr. 626/1983;

2. die erfolgreiche Absolvierung des ersten und
zweiten Semesters der Generalstabsausbildung
gemäß der Verordnung des Bundesministers
für Landesverteidigung über die Generalstabs-
ausbildung, BGBl. Nr. 477/1988.

Lichal

537. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 31. Oktober 1989 über die
steuerliche Behandlung des grenzüberschrei-
tenden Güterverkehrs auf der Straße im

Verhältnis zu Jugoslawien

Auf Grund des § 7 des Straßenverkehrsbeitrags-
gesetzes, BGBl. Nr. 302/1978, wird zur Erzielung
einer den Grundsätzen der Gegenseitigkeit entspre-
chenden Behandlung verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für Finan-
zen vom 10. August 1978, BGBl. Nr. 423, über die
steuerliche Behandlung des grenzüberschreitenden
Güterverkehrs auf der Straße im Verhältnis zu
Jugoslawien wird aufgehoben.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. November 1989 in
Kraft.

Lacina
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